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Pflanzenstärkungsmittel - Erfahrungen bei der Umsetzung des 
novellierten Pflanzenschutzgesetzes 
Plant strengthening products - experiences in the realization of the amended Plant Protection Act 
Von Marga Jahn und Ulrich Burth 
Zusammenfassung 
Mit der am 1. Juli 1998 in Kraft getretenen Novelle des Pflan-
zenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Mai 1998 änderten sich die Bedingungen für das Inverkehrbrin-
gen von Pflanzenstärkungsmicte ln grundlegend. Aus dem An-
meldeverfahren wurde ein Antragsverfahren zur Aufnahme in 
eine öffentlich zu führende Liste über Pflanzenstärkungsmittel. 
Der Antragsteller erklärt mit dem Antrag, dass sein Mittel bei be-
stimmungsgemäßer und sachgerechter Anwendung oder als 
Folge einer solchen Anwendung keine schädlichen Auswirkun-
gen, insbesondere auf die Gesundheit von Mensch und Tier, das 
Grundwasser und den Naturhaushalt, hat. 
Im Zeitraum von 21 Monaten seit Inkrafttreten des Gesetzes 
wurden l 02 Anträge gestellt, 4 l Mittel konnten in die Liste über 
Pflanzenstärkungsmittel aufgenommen werden. Fragen der 
Zuordnung sowie die Sicherstellung des Anwender- und 
Verbraucherschutzes erwiesen sich bisher im Antragsverfahren 
zur Aufnahme in die Liste über Pflanzenstärkungsmittel als am 
problematischsten. 
Stichwörter: Pflanzenstärkungsmittel, Antragsverfahren, 
Aufnahme in die Liste, Zuordnung, Abgrenzung, Bewertung, 
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Abstract 
The amendment of the German Plant Protection Act as published 
on 14 May l 998 has basically changed conditions for the mar-
keting of plant strengtheners from l July J 998 on. While plant 
strengtheners used to just be reported to the BBA before, they are 
now, upon application, entered into an official !ist of plant 
strengthening products. With the application, the applicant states 
that his product has no harmful effects, in particular 011 the health 
of man and a11imal, 011 the groundwater and on the natural 
balance, if it is applied properly and to its intended purpose, or 
as a result of such application. 
102 applications were submitted in a period of 21 months af-
ter the new law came into effect. 41 products were entered in the 
list of plant strengthening products. Major obstacles to inclusion 
in the List are problems with operator and consumer protection 
and problems with the classification of the product as a plant 
strengthening rather than an actual plant protection product. 
Key words: Plant strengthening products, application proce-
dure, !ist, classification, delirnitation, assessment, operator pro-
tection, consumer protection 
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Gesetzliche Grundlagen 
Mit der Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vorn 14. Mai 1998 (ANON., 
l 998a) gelten seit dem 1. Juli 1998 auch für das Inverkehrbrin-
gen von Pflanzenstärkungsmitteln veränderte Regelungen (JAHN 
und KOHSIEK, 1999) . 
Mit einer neuen Definition der Pflanzenstärkungsmittel (§ 2 
Nr. 10 PflSchG) traten prinzipielle Veränderungen bei der Zu-
ordnung von Stoffen zu dieser Mittelgruppe in Kraft. So sind nun 
wesentlich mehr Produkte, die zu Pflanzenschutzzwecken im 
weiteren Sinne in den Verkehr gebracht werden, den Pflanzen-
stärkungsrnitteln zugeordnet. Pflanzenstärkungsmittel waren 
nach bisheriger Definition Mittel, die ausschließlich dazu 
bestinunt sind, die Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegen 
Schadorganismen zu erhöhen. Die Definition umfasst nunmehr 
auch Stoffe, die dazu bestimmt sind, Pflanzen vor nichtpara-
sitären Beeinträchtigungen zu schützen. Auch die für die 
Anwendung an abgeschnittenen Zierpflanzen bestimmten 
Stoffe, die sogenannten Frischhaltemittel, sind den Pflanzenstär-
kungsmitteln zugeordnet. 
Mit der Erweiterung der Definition der Pflanzenstärkungsmit-
tel hat die Heterogenität der dieser Gruppe zugeordneten Stoffe 
zugenommen. Gravierend erscheint die Abkehr von dem bishe-
rigen Grundprinzip, dass Stoffe mitbioziden Eigenschaften nicht 
als Stärkungsmittel akzeptiert werden können. Nunmehr sind 
kraft Definition Stoffe mit desinfizierender Wirkung in Blumen-
frischhaltemitteln, die als Pflanzenstärkungsmittel registriert 
sind, in geringer Konzentration enthalten. 
Pflanzenstärkungsmittel müssen vor dem Inverkehrbringen 
(§§ 3 1 ff PflSchG) in eine Liste der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft (BBA) aufgenommen worden 
sein. Die Aufnahme in die Liste muss der Hersteller, Vertriebs-
unternehmer oder Einführer beantragen. Zu diesem Zweck 
wurde ein Antragsmuster entwickelt, das im Internet 
(http://www.bba.de / Pflanzenschutz/ Pflanzenschutzmittel / An-
tragsmuster) abrufbar ist. Im Bedarfsfalle wird das Antrags-
muster auch direkt von der Biologischen Bundesanstalt (Außen-
stelle Kleinmachnow, Stahnsdorfer Damm 81, 14532 Klein-
machnow) zur Verfügung gestellt. Neben den nach § 31 a 
PflSchG zu fordernden Angaben enthält das Antragsmuster 
Hinweise für weitere beizufügende Unterlagen, die für die Beur-
teilung des Antrages zweckdienlich und in vielen Fällen un-
erlässlich sind. Die Aufnahme in die Liste über Pflanzenstär-
kungsmittel erfolgt nur, wenn das Mittel bei bestimmungs-
gernäßer und sachgerechter Anwendung oder als Folge einer sol-
chen Anwendung keine schädlichen Auswirkungen, insbeson-
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dere auf die Gesundheit von Mensch und Tier, das Grundwasser 
und den Naturhaushalt, hat. Der Antragsteller muss dies mit dem 
Antrag erklären, d. h. ihm obliegt die Verantwortung, dass sein 
Mittel diesen Anforderungen entspricht. Ob eine Aufnahme in 
die Liste über Pflanzenstärkungsmittel gerechtfertigt ist, prüft 
und entscheidet die BBA im Benehmen mit dem Umweltbun-
desamt (UBA) und dem Bundesinstitut fü r gesundheitlichen Ver-
braucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV). Eine weitere Vor-
aussetzung für das Inverkehrbringen ist die ausreichende Kenn-
zeichnung auf den Behältnissen und äußeren Umhüllungen oder 
Packungs beilagen. 
Vorgehensweise und Stand der Antragsbearbeitung 
Die Entscheidung über die Aufnahme in die Liste über Pfla nzen-
stärkungsmittel ist innerhalb von vier Monaten nach Eingang des 
Antrags zu treffen. Die fristgemäße Bearbeitung wird in folgen-
den Schritten sichergestell t: 
- Prüfung der Vollzähligkeit des Antrages durch die Biologische 
Bundesanstalt, gegebenenfalls Nachforderung von Unterlagen 
und Unterbrechung der Bearbeitung - erneuter Beginn des Be-
arbeitungszeitraumes nach Eingang, 
- Prüfung auf Zuordnung zu den Pflanzenstärkungsrnitteln 
(Plausibilitätsprüfung) durch die Biologische Bundesanstalt, 
- Prüfung der Erfüllung der Voraussetzungen für das Inverkehr-
bringen von Pflanzenstärkungsmitteln durch BBA, UBA und 
BgVV, 
- Entscheidung über die Aufnahme in die Liste durch die BBA 
im Benehmen mit UBA und BgVV. 
Seit dem l. Juli 1998 bis zum 3 1. März 2000 sind 102 Anträge 
auf Aufnahme in die Liste über Pflanzenstärkungsmittel bei der 
Biologischen Bundesanstalt eingegangen. Hiervon sind 41 
Pflanzenstärkungsmittel in die Liste aufgenommen worden. 16 
Anträge wurden zurückgezogen; es handelte sich bei diesen Mit-
te ln überwiegend um nicht den Pflanzenstärkungsrnitteln zuzu-
ordnende Mittel. Bei mehreren Anträgen ruht nach Rücksprache 
mit dem Antragsteller gegenwärtig das Verfahren. Ursache sind 
in der Regel fehlende Unterlagen, deren Erarbeitung einige Zeit 
erfordert. 
Die bisher in die Liste aufgenommenen Pflanzenstärkungs-
mittel lassen sich nach ihrer Natur oder Art der Zusammenset-
zung grob wie folgt einteilen: 
- 15 Homöopathika, 
- drei Mittel auf der Basis von CaC03 (davon zwei energetisch 
verändert), 
- vier Algenpräparate (davon eines mit überwiegend Tonmehl), 
- sieben Mittel auf der Basis von Wachsen, 
- sieben Mittel auf der Basis diversen organischen Materials 
(z. B. mariner Herkunft, Knoblauch, pflanzliche Fettsäuren), 
- zwei mikrobielle Mittel und 
- drei ausschließlich für die Anwendung an abgeschnittenen 
Zierpflanzen bestimmte Mittel, die der Ernährung (Kohlenhy-
drate) und der Desinfektion dienende Komponenten enthalten. 
Von diesen Pflanzenstärkungsmitteln sind 27 dazu bestimmt, die 
Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegen Schadorganismen zu 
erhöhen, 29 sind dazu bestimmt, Pflanzen vor nichtparasitären 
Beeinträchtigungen zu schützen, und fünf sind für die Anwen-
dung an abgeschnittenen Zierpflanzen bestimmt. Zahlreiche 
Pflanzenstärkungsmittel sind mit Melufachwirkungen beschrie-
ben. 
Die zehn in die Liste aufgenommenen Pflanzenstärkungsmit-
tel, die ausschließlich zum Schutz gegen nichtparasitäre Beein-
trächtigungen bestimmt sind (§ 2 Nr. 10 b Pf!SchG), weisen eine 
relative Homogenität sowohl in den Hauptbestandteilen (vor-
wiegend Wachse oder Kalk-Produkte) als auch in der wichtigsten 
Zweckbestimmung als Schutzmittel gegen Austrocknung im 
weitesten Sinne auf. Sie erwiesen sich bei der Antragsbearbei-
tung und Bewertung als re lativ unproblematisch. 
Bei den so genannten Frischhaltemitteln wird die neue Rechts-
lage nur langsam angenommen und umgesetzt. Die Bemühungen 
der Hersteller und Vertreiber, diese Produkte weiterhin ohne jede 
Registrierung in den Verkelu zu bringen, können jedoch nicht 
zum Erfolg führen. Eine Deklaration als „Hilfsstoff' wäre mög-
licherweise bei Mitteln denkbar, die lediglich der Pflanzen-
ernährung dienen. Da jedoch die einschlägigen Fischhaltemittel 
auch eine desinfizierende Komponente enthalten, ist eine Bean-
tragung als Pflanzenstärkungsmittel und die Aufnahme in die 
Liste unumgänglich. 
Problembereiche 
• Bewertung von Pflanzenstärkungsmitteln 
Wie bereits ausgeführt, e1folgt die Aufnahme in die Liste über 
Pflanzenstärkungsmittel nur dann, wenn sichergestellt ist, dass 
das Mittel bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter Anwen-
dung oder als Folge einer solchen Anwendung keine schädlichen 
Auswirkungen, insbesondere auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier, das Grundwasser und den Naturhaushalt, hat. Ein Wir-
kungsnachweis ist nicht gefordert, und eine Überprüfung der 
Wirkung ist laut Pflanzenschutzgesetz nicht vorgesehen. Da eine 
über die Plausibilitätsbetrachtung hinausgehende Überprüfung 
der Wirkung nicht stattfindet, sind Rückschlüsse auf die Wirkung 
nur in begrenztem Maße mögl ich. Daraus folgt, dass die Auf-
nahme in die Liste keine Gewähr für eine wie auch immer be-
schriebene Wirkung bietet. Jeder Anwender von Pflanzenstär-
kungsmitteln sollte deshalb vor der Anwendung Informationen 
über das Mittel, z. B. vom amtlichen Pflanzenschutzdienst, aus 
Fachzeitschriften, von Anbauverbänden oder aus dem Kollegen-
kreis, einholen oder die Wirkung unter den beabsichtigten 
Anwendungsbedingungen einer Überprüfung unterziehen. 
In engem Zusammenhang mit der Wirkung steht die Frage, ob 
jedes beantragte Mittel, das in der Produktbeschreibung der 
Definition entspricht und die o. g. Forderungen erfüllt, auch in 
die Liste aufgenommen werden muss. Prinzipie ll ist diese Frage 
zu bejahen, da laut Pflanzenschutzgesetz keine weiteren Forde-
rungen erhoben werden. Die BBA bemüht sich gemeinsam mit 
den Mitwirkungsbehörden um eine Bewertung auf naturwissen-
schaftlicher Grundlage; es eröffnet sich jedoch ein wei ter Be-
reich, der durchaus Parallelen zu Naturheilve1fahren aufweist 
und in dem eine objektive Einschätzung an Grenzen stößt. Hier 
ist für die Zukunft zu überlegen, ob Experten aus anderen Fach-
gebieten bei der Beurteilung konsultiert werden sollten. 
Dem Missbrauch oder der Scharlatanerie wird auch mit einer 
Gebühr im Antragsve1fahren entgegengewirkt, die mit Inkraft-
treten der Kostenverordnung der BBA am 13. Oktober 1998 er-
hoben wird. Für die allgemeine Prüfung des Antrags werden 500 
DM fällig; für eine notwendige weitergehende Prüfung des 
Pflanzenstärkungsmittels nach Anforderung von Unterlagen und 
Proben können zusätzlich Gebühren in Höhe von 1500 bis 9000 
DM entstehen (ANON., 1998b). 
Bei der Prüfung der Erfüllung der Voraussetzungen für das 
Inverkelu-bringen von Pflanzenstärkungsrnitteln hat sich die Ge-
wälu·Jeistung des Anwender- und Verbraucherschutzes in vielen 
Fällen als ernstes Problem erwiesen. Eine strenge Beurteilung 
und Restriktionen aus der Sicht des Anwender- und Verbrau-
cherschutzes erscheinen notwendig, um Schaden abzuwenden. 
Als Beispiel hie1for sind die Kieselsäure-Präparate zu nennen. 
Bei diesen aus der Sicht des Naturhaushaltes sicher weniger be-
denklichen Mitteln muss durch entsprechende Vorrichtungen an 
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den Behältnissen sichergestellt werden, dass der Anwender beim 
Ansetzen der Brühe keinen Schaden (z.B. Verätzung der Augen 
durch Spritzer) nehmen kann. 
• Zuordnungs- und Abgrenzungsfragen im 
Antragsverfahren 
Die Abgrenzung der Pflanzenstärkungsmittel zu anderen Mittel-
kategorien erfolgt nicht anhand der Zusammensetzung des Mit-
tels, sondern maßgebend für die Zuordnung ist die Zweckbe-
stimmung, mit der ein Mittel in den Verkehr gebracht wird. So 
kann ein Mittel in Abhängigkeit von der Beschreibung der Wir-
kung durchaus ein Pflanzenstärkungsmittel oder aber ein Pflan-
zenhilfsmittel oder ein Bodenhilfsstoff im Sinne des Düngemit-
telgesetzes sein. Beispiele hierfür finden sich bei den Algen-Pro-
dukten oder den Gesteinsmehlen. Die Zuordnung zu den Pflan-
zenstärkungsmitteln setzt voraus, dass eine Zweckbestimmung 
im Sinne der Definition der Pflanzenstärkungsmittel beschrieben 
ist. Andererseits dfüfen keine Wirkungen im Sinne des Pflanzen-
schutzgesetzes beschrieben sein, wenn ein solches Mittel als Bo-
denhilfsstoff oder Pflanzenhilfsmittel in den Verkehr gebracht 
wird. 
Sind für ein Produkt biozide Eigenschaften beschrieben, ist 
das Mittel (mit Ausnahme der Frischhaltemittel) den Pflanzen-
schutzmitteln zuzuordnen und als solches zulassungspflichtig. 
Die Situation ist kompliziert, wenn ein Produkt Wirkstoffe ent-
hält, die auch in zugelassenen Pflanzenschutzmitteln enthalten 
sind. Zwar ist auch hier zunächst die Zweckbestimmung, mit der 
das Mittel in den Verkehr gebracht werden soll, entscheidend, je-
doch kann ein Pflanzenschutzmittel-Wirkstoff auf Grund der 
Wirkungsweise nicht einfach zum Pflanzenstärkungsmittel er-
klärt werden. Diese Frage ist jedoch dann relevant, wenn ein Mit-
tel sowohl über pflanzenstärkende als auch über biozide Eigen-
schaften verfügt. Die Entscheidungsfindung wird maßgeblich 
von der Anwendungskonzentration des Wirkstoffs beeinflusst. In 
der Regel ist davon auszugehen, dass bei weniger als 10 % der 
mit dem Pflanzenschutzmittel ausgebrachten Wirkstoffmenge 
die bioziden Eigenschaften gering sind, so dass die Anwendung 
als Pflanzenstärkungsmittel denkbar ist und eine Registrierung 
möglich erscheint. In diesen Fällen ist eine Einzelfallprüfung un-
ter Berücksichtigung des Anwendungsgebietes, der Anwen-
dungshäufigkeit und der Anwendungsbedingungen unerlässlich. 
„Mehrfachwirkungen" sind in besonderer Weise auch bei vie-
len mikrobiellen Mitteln vorhanden, deren Zuordnung zu den 
Pflanzenstärkungsmitteln sich oft als problematisch erweist. Die 
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für jeden Stamm spezifische Wirkungsweise ist vom Antragstel-
ler zu beschreiben. Kenntnisse darüber, ob einem Mikroorganis-
mus die direkten Wirkprinzipien des Antagonismus und/oder der 
Konkurrenz innewohnen oder die indirekte Wirkungsweise über 
die Stärkung der Pflanze dominiert, liegen zunächst nur dem mit 
dem Mittel befassten Personenkreis vor. Da aber von Mikroor-
ganismen durchaus auch nicht ohne weiteres voraussehbare Ge-
fahren vor allem für den Anwender ausgehen können, wird der-
zeit geprüft, ob für die als Pflanzenstärkungsmittel vorgesehenen 
Mikroorganismen die Vorschläge der OECD für Mindestanfor-
derungen zum Anwender- und Verbraucherschutz zugrunde zu 
legen sind. 
• Situation in der Europäischen Gemeinschaft 
Die Kategorie der Pflanzenstärkungsmittel gibt es nur im deut-
schen Pflanzenschutzgesetz. Dies bedeutet, dass in Deutschland 
registrierte Pflanzenstärkungsmittel, wenn sie im Ausland in den 
Verkehr gebracht werden sollen, einer Zulassung als Pflanzen-
schutzmittel bedfüfen. Einige Mittel können auch, jedoch ohne 
die Beschreibung von Schutzzwecken, unter düngemittelrechtli-
chen Bedingungen in den Verkehr gebracht werden. 
Gegenwärtig sind in mehreren Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft (EU) Bestrebungen im Gange, die Pflanzenstär-
kungsmittel oder eine entsprechend geartete Kategorie von Mit-
teln auf EU-Ebene zu etablieren. Es besteht die Auffassung, dass 
die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli 1991 hierfür 
eine hinreichende Grundlage bietet. 
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